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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 22. Dezember 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kaiserreich Iran 
über die Liquidation des früheren deutsch-iranischen Verrechnungsverkehrs 

Vom 14. März 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 22. Dezember 1959 Unterzeich¬ 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Kaiserreich Iran über die 
Liquidation des früheren deutsch-iranischen Verrech¬ 
nungsverkehrs wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Beträge, die nach Artikel 2 des Abkommens ge¬ 
zahlt werden, unterliegen weder den Steuern vom 
Einkommen und Ertrag, noch der Vermögensabgabe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz. Die gezahlten 
Beträge sind außerdem bis zum Ende desjenigen 
Kalenderjahres, in dem sie an die Berechtigten ge¬ 
leistet werden, von der Vermögensteuer befreit. 
Die Vorschriften der §§ 47 und 74 Abs. 2 und 3 so¬ 
wie des § 75 des DM-Bilanzgesetzes sind auf die 
gezahlten Beträge nicht anzuwenden. Verluste, die 
sich durch Abschreibung der bisherigen Wertansätze 
für die in den Artikeln 2 bis 6 des Abkommens ge¬ 
regelten Forderungen ergeben, bleiben bei der 
steuerlichen Gewinnermittlung außer Betracht. 

Artikel 3 

(1) Die Entscheidungen der Deutschen Verrech¬ 
nungskasse gemäß Artikel 4 Abs. 4 des Abkommens 
sind zu begründen. 


(2) Gegen die Entscheidungen der Verrechnungs¬ 
kasse kann binnen einer Frist von einem Monat 
nach Zustellung Klage erhoben werden. Für die 
Klage ist das Landgericht am Sitz der Verrechnungs¬ 
kasse ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen¬ 
stands ausschließlich zuständig. Eine erweiterte Zu¬ 
lässigkeit von Rechtsmitteln nach den Vorschriften 
des § 511 a Abs. 4 und des § 547 Abs. 1 Nr. 2 der 
Zivilprozeßordnung wird hierdurch nicht begründet. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest¬ 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 10 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz¬ 
blatt bekanntzugeben. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 14. März 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
von Brentano 
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